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gestartet, die die Grundlage für flächende-
ckende Breitbandlösungen in Deutschland
bildet. 

Seit Mitte November 2008 hat die Mehrzahl
der Kommunen in Deutschland einen de-
taillierten Fragebogen erhalten, mit dem al-
le infrastrukturrelevanten Daten der betrof-
fenen Gebiete abgefragt werden. Aus die-
sen Informationen, die an das Bundeswirt-
schaftsministerium zur Erfassung weiterge-
leitet werden, entsteht zur Zeit eine um-
fangreiche Datenbank, die – um geografi-
sche Kennziffern ergänzt – die eigentliche
Voraussetzung schafft, um schnelle, in je-
der Hinsicht kostengünstige Breitbandlö-
sungen anbieten zu können. Mit Hilfe dieser
Datenzusammenstellung werden Anbieter
von alternativen Technologien für schnelle
Breitbandanbindungen in den Kommunen
zum ersten Mal in die Lage versetzt, spezi-
fische, auf die einzelnen Kommunen zuge-
schnittene Lösungen zu erarbeiten und an-
zubieten. Dies was bislang nahezu unmög-
lich.

Bis Anfang des Jahres 2009 – also inner-
halb weniger Wochen – wurden bereits
mehr als 1.500 Datensätze aus den betrof-
fenen Gebieten an das Bundeswirtschafts-
ministerium zurückgeschickt. Und die Wel-
le der Rückmeldungen ebbt kaum ab. An-
fang Februar erreichten nach wir vor rund
20 bis 40 Datensätze pro Tag das zustän-
dige Referat im Ministerium. Hinzu kam ei-
ne wahre Flut von Rückmeldungen betrof-
fener Bürger an den Verband, die um drin-
gende Hilfe in einzelnen Straßenzügen oder
Ortsteilen baten. 

Gemeinden warten schon viel zu lange 

Angesichts der vielen Hilferufe, die uns aus
dem ganzen Bundesgebiet erreichen, ist es
umso bedauerlicher, dass man die betrof-
fenen Regionen in den vergangenen Jahren
viel zu lange hingehalten und vertröstet hat.
Es ist leider ein Kernproblem in Deutsch-
land, dass man für schnelle Internetkom-
munikation vielfach immer noch die telefon-
kabelgestützte DSL-Technik voraussetzt
und daher dort, wo solche Anschlüsse nur
mangelhaft verfügbar sind, schlichtweg den
Zugang zum World Wide Web für unmög-
lich hält. 

Vielerorts wurden die Betroffenen gerade
von Seiten der für die DSL-Versorgung zu-
ständigen Deutschen Telekom AG jahrelang
mit der Aussage abgespeist, Breitbandan-

schlüsse seien in diesen Regionen wirt-
schaftlich unrentabel. Verschwiegen wurde,
dass es längst wirtschaftlich rentable und fi-
nanzierbare Alternativen zur DSL-Versor-
gung gibt, mit denen eine flächendeckende
Breitbandversorgung in Deutschland er-
reicht werden kann. Eine Vielzahl mittel-
ständischer Unternehmen bieten ausgereif-
te innovative Lösungen an; und dies zu Kon-
ditionen, die für die betroffenen Kommunen
in jeder Beziehung äußerst attraktiv sind.
Dabei handelt es sich – wie gesagt – nicht
um Zukunftsmusik: Eine Reihe von aktiven
und engagierten Gemeinden haben sich be-
reits für diese alternativen Technologien ent-
schieden, anstatt auf den in ungewisser Zu-
kunft in Aussicht gestellten Ausbau des Te-
lekom-Netzes zu warten. 

Alternative Technologien: schnell, 
zuverlässig, finanziell attraktiv

Den Zugang zum schnellen World Wide
Web ermöglicht inzwischen problemlos ei-
ne ganze Reihe von Technologien, die je
nach den individuellen Bedingungen und
Möglichkeiten vor Ort eingesetzt werden
können. Die einzelnen Zugangstechnolo-
gien seien im Folgenden nur kurz skizziert: 

• Kabel – nur fürs Fernsehen viel zu scha-
de: Die bislang nur für Fernseh- und Ra-
dioempfang genutzten Kabelnetze wer-
den seit 2005 erweitert und rückkanal-
fähig gemacht. Durch diese Verände-
rungen kann der Nutzer über das TV-Ka-
bel auch ins Internet gehen. Allein für das
Word Wide Web stehen bis zu 32
Mbits/Downloadgeschwindigkeit zur
Verfügung.

• WiMax/PreWiMax – breitbandige Funk-
dienste habe viele Varianten: Diese
Funkdienste ermöglichen stationären
und mobilen Internetzugang und Telefo-
nie. Der Großteil der heutigen Funkin-
stallation in Deutschland basiert auf der
lizenzfreien Technik im 5-GHz-Band
(PreWiMAX). Es können bis zu 20 km
Distanz (Punkt zu Punkt) und Datenra-
ten bis 54 Mbit/s realisiert werden. Noch
dieses Jahr werden Systeme verfügbar
sein, die auf der Basis des 802.11n-
Standards Datenraten von 300 Mbit/s
und mehr realisieren können.

• UMTS – Mobilfunk kann auch Internet:
Dieser auch als Breitband-Mobilfunk be-
zeichnete neue Standard wurde 2004 in
Deutschland gestartet und hat deutlich
höhere Datenraten als der bisherige
GSM-Standard (9,6 Kbit/s). Die Stan-
dard-Downloadrate beträgt 384 Kbit/s.
Durch Aufrüstung mit HSDPA (High
Speed Downlink Packet Access) sind in

Schnelles Internet für ganz
Deutschland kommt

Das Breitband-Internet hat in den ver-
gangenen Jahren mit seinen vielfältigen
Möglichkeiten die ökonomische, die po-
litische und auch die gesellschaftliche
Entwicklung in Deutschland erheblich ver-
ändert. Im vergangenen Jahr stieg das
Datenvolumen, das jeder Nutzer im Mo-
nat durchschnittlich im Breitband-Inter-
netverkehr manövriert, auf 9,2 GB. Zum
Vergleich: Im Jahr 2007 lag es noch bei
8,6 GB, und 2001 betrug es lediglich 1,8
GB. Man muss kein Prophet sein, um zu
wissen, dass die Anforderungen an die
TK-Branche, noch mehr Bandbreite und
immer höhere Volumina zur Verfügung zu
stellen, in den kommenden Jahren weiter
steigen werden. Was im Geschäftskun-
denbereich inzwischen ein Muss ist, über
ein einziges multimediales und multikom-
munikatives Endgerät zu jeder Zeit an je-
dem Ort alle Sprach- und Datenübertra-
gungsdienste erhalten und darauf reagie-
ren zu können, wird auch von den priva-
ten Nutzern zunehmend nachgefragt. 

Das Internet-Zeitalter steht für „Lust auf
Kommunikation“ – immer schneller und im-
mer größer. Aber leider eben doch nicht
überall.

Es ist in der Tat manchmal einfacher, über
das Internet mit Indien zu kommunizieren,
als manche Gemeinde in Deutschland zu er-
reichen. Geht man von einer Basisversor-
gung von einem Megabit pro Sekunde aus,
haben nach wie vor gut 2.500 Kommunen
oder Ortsteile und damit etwa 5 bis 6 Mio.
Bürger keinen oder nur einen unzureichen-
den Zugang zum World Wide Web. Hier
geht es nicht darum, dass eine jugendliche
Freizeitgesellschaft ihren privaten Surf- oder
Chatbedürfnissen frönen will. Wir haben es
hier vielmehr mit einem massiven infra-
strukturellen Versorgungsdefizit zu tun, das
für einen modernen Industriestaat im glo-
balen Wettbewerb inakzeptabel ist. In den
unterversorgten Gemeinden drohen die
ortsansässigen Gewerbetreibenden mit der
Abwanderung, neue Unternehmen siedeln
sich erst gar nicht an. Damit einher geht der
Wertverlust von Immobilien und Grund-
stücken.

Wie groß inzwischen der Leidensdruck der
Bürger, Unternehmen und der politisch Ver-
antwortlichen in den betroffenen Orten und
Kreisen ist, spiegelt sich in den Reaktionen
auf die bundesweit gestartete Initiative zur
Schließung der „weißen Flecken“ wider, die
der Verband der Telekommunikations- und
Mehrwertdiensteanbieter (VATM) ins Leben
gerufen hat. Der VATM hat im vergangenen
Jahr eine groß angelegte Datenerhebung



Subventionen sind eher
kontraproduktiv

Als wenig hilfreich haben sich allerdings die
im vergangenen Jahr von Bund, Ländern
und der EU zur Verfügung gestellten Sub-
ventionen für die betroffenen Kommunen er-
wiesen. Anstatt schnelle Lösungen zu er-
möglichen, haben sie vielmehr zu weiteren
Unsicherheiten und Verzögerungen geführt.
Durch die Ankündigung von Fördermitteln
sank die Realisierungsquote örtlicher An-
schlussvorbereitungen in den betroffenen
Gebieten drastisch. Vielerorts wurde abge-
wartet, weil man auf Subventionen hoffte.
Dabei ist es wirtschaftspolitischer Unfug,
wenn aufgrund staatlicher Fördergelder teu-
res DSL flächendeckend ausgebaut würde
und preiswertere, zukunftsfähige Alternativ-
technologien künstlich verdrängt würden.
Staatliche Unterstützung und Subventionen
darf es nur dort geben, wo ein Ausbau an-
sonsten nicht bezahlbar wäre. Dabei muss
auch berücksichtigt werden, dass die Richt-
linien nicht nur Investitionen in neue Netze
fördern, sondern auch die effiziente Nutzung
bereits vorhandener Netzkomponenten ein-
beziehen. 

Leider wurden die Fördervorgaben so aus-
gestaltet, dass Funk- und Satellitenlösun-
gen nur unnötig schwer oder gar nicht zu
realisieren sein werden, und dies, obwohl
Funk und gerade der Satellit in den schwie-
rigsten Fällen oft die einzig sinnvolle wirt-
schaftliche Lösung darstellen. In Brüssel hat
man das Problem inzwischen erkannt und
fördert die britische Satellitenkommunika-
tion. In der Schweiz wird per Satellit die
Grundversorgung der Bevölkerung sicher-
gestellt, während bei uns diese Technologie
nicht einmal förderbar ist.

Nutzung der digitalen Dividende 
ist ordnungspolitisch größte
Herausforderung

Eine besondere Bedeutung kommt der Nut-
zung der digitalen Dividende zu, die eine re-
lativ hohe breitbandige Versorgung zu rela-
tiv geringen Kosten ermöglichen kann.

Worum geht es konkret? Das durch die Di-
gitalisierung der Hörfunk- und TV-Sende-
frequenzen frei werdende Spektrum gerade
im Bereich der ersten 72 Mhz ermöglicht,
eine gute Versorgung für die „Weißen-Fle-
cken-Regionen“ zu erreichen. Bislang wird
dieses Spektrum allerdings von den Rund-
funkanstalten beansprucht. Entscheidend
wird daher letztlich der politische Wille der
Länder sein, bei der Digitalen Dividende ei-
ne Kompromisslösung gerade auch im
Interesse ihrer bislang nicht oder nur unzu-
reichend versorgten Gemeinden zu finden.
Weder HDTV per Funk noch „Rangiermög-
lichkeiten“ dürfen letztlich dazu führen, dass
wertvollstes Frequenzspektrum nicht für die
dringend erforderliche flächendeckende
Breitbandversorgung genutzt wird. Die im-
mer wieder in den Mittelpunkt der Diskus-

sion gestellten theoretischen Bedarfsanfor-
derungen und technischen Probleme sind
– sofern vorhanden – in Deutschland ge-
nauso lösbar wie in anderen europäischen
Ländern.

Unterstützung durch Bundes-
kanzlerin: Sechs Kernforderungen 
an die Politik 

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang
ausdrücklich, dass sich die Bundeskanzle-
rin der Schließung der weißen Flecken in
den vergangenen Wochen explizit ange-
nommen hat.

Neben der von uns angestoßenen Erstel-
lung einer bundesweiten Datenbank mit den
relevanten Infrastrukturdaten der betroffe-
nen Regionen ist es jetzt entscheidend, die
politischen Rahmenbedingungen so zu ge-
stalten, um notwendige unternehmerische
Investitionen der TK-Branche zu ermög-
lichen und zu erleichtern. Unsere Kernfor-
derungen lassen sich in sechs Punkten zu-
sammenfassen: 

1. Effiziente Technologien und Digitale Di-
vidende in der Migrationsphase zur
deutschlandweiten Glasfaserversorgung
nutzen

Der deutschlandweite Glasfasernetzausbau
erfordert eine Aufbauphase von rund zehn
Jahren. Vorrangiges Ziel muss die Schlie-
ßung weißer Flecken durch ausbaufähige
Technologien sein, die den Anforderungen
zukünftig steigender Übertragungsraten ge-
recht werden. Eine zügige politische Ent-
scheidung zur Freigabe der digitalen Divi-
dende ist für die lückenlose Breitbandver-
sorgung besonders wichtig.

2. Zentraler Grundsatz beim Glasfaser-
Rollout: Konsequente Anwendung des
Open-Access-Modells anstelle einer Re-
monopolisierung 

Weltweit werden die herkömmlichen Kup-
ferkabel sukzessive durch moderne Glasfa-
serinfrastruktur ersetzt. Realistisch durch-
führbar ist ein deutschlandweiter Glasfaser-
netzausbau nach Meinung aller Experten
nur unter Einbindung einer Vielzahl von
Unternehmen und Geschäftsmodellen. Ein
Erfolgsmodell kann hierbei der von einer zu-
nehmenden Zahl von Marktteilnehmern pro-
pagierte gemeinsame örtliche Ausbau sein,
der bei schonendem Einsatz von Investi-
tionsmitteln über ein transparentes Open-
Access-System allen Unternehmen gegen
angemessene Entgelte den Zugang zu zu-
künftigen Infrastrukturen sicherstellt. Ein sol-
ches Open-Access-Modell ermöglicht einen
schnellen Ausbau bei einer gleichzeitig best-
möglichen Netzauslastung. Die Geschichte
der Weiterentwicklung von DSL-Technolo-
gie belegt eindrucksvoll die Innovations- und
Investitionskraft mittelständischer Unter-
nehmen. Diese geballte Investitionskraft
sollte auch für den Glasfasernetzausbau ge-
nutzt werden. Die Wettbewerbsunterneh-
men im deutschen Telekommunikations-

den UMTS-Netzen auch 3,6 und 7,2
Mbit/s möglich (download).

• Satelliten-DSL – per Schüssel online ge-
hen: Die Breitband-Anbindung wird via
Satelliten-Schlüssel mit bis zu 2 Mbit/s
hergestellt. Die 2-Wege-Satellitensyste-
me funktionieren heute auch ohne Tele-
fonanschluss als Rückkanal. Durch vol-
le Flächendeckung und 24-Stunden-
Verfügbarkeit ist es sehr gut geeignet für
Filialanbindung auf dem Land. Derzeit
gibt es fünf Provider, die diese Techno-
logie anbieten.

• Powerline – das Internet aus der Steck-
dose: Bei Breitband Powerline wird der
Internetzugang über das Stromkabel auf
der Strecke zwischen Steckdose und
Trafostation bereitgestellt. Dank intelli-
genter Verstärker spielt die Entfernung
von der Trafostation und von der Steck-
dose dabei keine Rolle. Der verwendete
Frequenzbereich ist 1 bis über 30 MHz,
dabei ist pro Trafostation eine Bandbrei-
te von bis zu 100 Mbit/s möglich, die al-
len Nutzern an einer Trafostation ge-
meinsam zur Verfügung steht. 

• Richtfunk statt Kabelneuverlegung:
Richtfunk ist eine Technik zur Fernüber-
tragung von Informationen mittels ge-
richteter Funkwellen. Es werden meist
Trägerfrequenzen zwischen 1 und 40
GHz genutzt. Beim Richtfunk werden die
Antennen auf erhöhten Standorten mon-
tiert, um auch große Entfernungen über-
brücken zu können. Moderne Richt-
funksysteme verbinden zwei Standorte
mit einer Übertragungskapazität, die bis
Gigabit Ethernet reichen kann. Dies qua-
lifiziert den Richtfunk als Zuführungssys-
tem für nachgelagerte Breitbandnetze
(zum Beispiel DSL, TV-Kabel, WiMAX
oder WLAN). Auch hybride Ansätze, bei
denen eine vorhandene Glasfaserstre-
cke bis zu einem zu versorgenden Ge-
biet verlängert wird, sind realisierbar. 

• Glasfaserkabel bis in die Wohnung:
Glasfaserkabel können pro Faser 10
Gbit/s und mehr über Dutzende von Ki-
lometern übertragen. Sie zeichnen sich
durch hohe Bandbreiten und hohe Sta-
bilität aus. Die FTTH-Technik ist eine
Glasfaseranschlusstechnik, bei der die
Glasfaser von der Ortsvermittlungsstel-
le bis zum Teilnehmer-Endgerät geführt
wird. Bei FTTH steht dem Teilnehmer ein
Breitband-Anschluss zur Verfügung, der
im Upstream- und im Downstream eine
Übertragungsrate von 25 Mbit/s hat.

Unsere Erfahrungen zeigen, dass in nur 10
% der unversorgten Kommunen keine wirt-
schaftliche Lösung beim Breitband-An-
schluss möglich ist. In allen anderen Gebie-
ten können Alternativtechnologien wie Sa-
telliten- und Funktechnologie ohne den Ein-
satz von Steuergeldern deutlich wachsen-
de Bandbreiten oberhalb 1 Mbit/s anbieten.



eben nicht nur ein Unternehmen bevorzu-
gen, sondern Investitionsmöglichkeiten und
neue Arbeitsplätze bei allen Unternehmen
auf dem TK-Markt schaffen. Wenn es uns
gelingt, diese Voraussetzungen schnellst-
möglich zu schaffen, sind wir dem Ziel, einen
schnellen Internetzugang für die bisher unter-
versorgten Kommunen zu realisieren, einen
gewaltigen Schritt näher gekommen. 

Jürgen Grützner, Geschäftsführer
des VATM e.V. (Verband der Anbieter 

von Telekommunikations- 
und Mehrwertdiensten), Köln

ne unbedingte Voraussetzung für Infrastruk-
turinvestitionen. 

5. Breitbandausbaukosten senken durch
konsequente Gesetzgebung für zukünf-
tige Hoch- und Tiefbaumaßnahmen

Grabungskosten stellen einen wesentlichen
Kostenblock bei Ausbaumaßnahmen dar.
Dieser Kostenanteil kann deutlich gesenkt
werden. Eine Verpflichtung zum Einbringen
von Leerrohren bei sämtlichen Straßen- und
Kanalbaumaßnahmen, eine Verbesserung
der Kompatibilität der unterschiedlichen
Leerrohrsysteme sowie eine Optimierung
der Inhouse-Verkabelung bei neuen öffent-
lichen und privaten Gebäuden sind daher
dringend notwendig. Darüber hinaus sollte
eine kartografische und datenbankgestütz-
te Erfassung aller vorhandenen und ge-
planten Infrastrukturen, die für eine Breit-
bandversorgung der Bevölkerung in Frage
kommen, schnellstmöglich durch die Bun-
desregierung realisiert werden.

6. Breitbandige Anwendungen konsequent
fördern, öffentlichen Dienstleistungssek-
tor modernisieren

Öffentlicher Sektor sollte elektronische
Kommunikation intern verstärkt anwenden
und vor allem auch im Bereich Bildung und
Schulen fördern. Eine konsequente Moder-
nisierung des gesamten öffentlichen Sek-
tors stellt ein wichtiges Instrument zur För-
derung breitbandiger Anwendungen und
damit des Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land dar.

Die TK-Branche braucht diese politischen
und regulatorischen Rahmenbedingungen
auf Bundes- aber auch auf EU-Ebene, die

markt haben seit der Marktliberalisierung
mehr als 40 Mrd. € investiert und tragen seit
dem Jahr 2002 jährlich deutlich mehr als 
50 % der Gesamtinvestitionen im Markt.

3. Investitionsmöglichkeiten der Unterneh-
men nicht durch künstlich hohe Preise
für die Teilnehmeranschlussleitung (TAL)
belasten

Eine Absenkung des TAL-Preises auf das
deutlich niedrigere Niveau anderer europä-
ischer Industrienationen ist unverzichtbar.
Regulierte Preise müssen sich immer an
realen Kosten und Marktgegebenheiten
orientieren sowie an den Kosten der effizien-
ten Leistungsbereitstellung gemessen wer-
den (KeL). Das jüngste Gutachten belegt,
dass entsprechend der gesetzlichen Grund-
lagen (KeL) eine deutliche Absenkung des
TAL-Mietpreises geboten ist. Ebenso muss
künftig bei den Berechnungen – auch nach
aktuellen Urteilen des EuGH und VG Köln –
deutlich stärker auf historische Kosten ab-
gestellt werden. 

4. Langfristige Infrastrukturinvestitionen
unterstützen und negative Folgen der
Kreditkrise erfolgreich bekämpfen

Auch wenn die Finanzkrise noch keine er-
heblichen unmittelbaren Auswirkungen auf
den TK-Markt zeigt, haben sich die Kredit-
konditionen auch für langfristige Infrastruk-
turinvestitionen deutlich verschlechtert und
stehen einem forcierten Infrastrukturausbau,
wie von der Bundesregierung gewünscht,
entgegen. Die Mitgliedsunternehmen unse-
res Verbandes wollen auf jeden Fall weiter
in Infrastruktur investieren. Staatliche Bürg-
schaften zur Kreditsicherung können dabei
hilfreich sein. Sie sind aber ausdrücklich kei-




